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Entschädigung Vertretungsbeistand / Aufhebung der Beistandschaft

Problem- und Fragestellung

Halbwaise, wohnt beim Vater, Aufhebung des 392, Kindsvermögen ca. 60000.-- der Beistand stellt Rechnung für Fr. 1900.--. Normalerweise fällt die Rechnung in die Unterhaltspflicht des sorgepflichtigen Elternteiles, dieser Vater ist IV-Bezüger und mittellos. Das ZGB gibt einen engen Rahmen zur Verwendung des Kindsvermögens, darum bin ich unsicher, wer die Entschädigung des Beistandes übernehmen muss, Gemeindekasse oder Kindsvermögen? 
Der 392 wurde im Januar 01 in C. errichtet, ende März 01 wurde die elterliche Sorge dem Vater übertragen. dieser wohnt in Z., die Tochter hat dort im April 01 Wohnsitz genommen. Ich vermute, dass wir für die Aufhebung des 392 gar nicht zuständig sind? Ist dem so?

Erwägungen

Die Entschädigung des Beistandes richtet sich nach Art. 416 i.V.m. Art. 367 Abs. 3 ZGB, d.h. sie muss im Rahmen der Rechenschaftsberichtsgenehmigung durch die Vormundschaftsbehörde festgelegt werden. Die meisten Kantone kennen dazu Ausführungsvorschriften, sei dies im Einführungsgesetz zum ZGB (EG ZGB) oder in Spezialerlassen über Gebühren und Entschädigungen in Vormundschaftssachen. 

Die Entschädigung des Beistandes fällt unter den Unterhaltsbedarf des Kindes. Für den Unterhalt kommen grundsätzlich die Eltern auf (Art. 276 ZGB). Vom Kindesvermögen dürfen nur die Erträgnisse für Unterhalt, Erziehung und Ausbildung des Kindes verwendet werden. Für die Finanzierung von Kindesschutzmassnahmen kann das Kindesvermögen dagegen nicht verwendet werden. Wenn die Eltern leistungsunfähig sind, so ist demnach die Entschädigung des Beistandes von der Amtskasse zu bezahlen.

Die zweite Frage scheint mir unklar. Wenn der 392 errichtet wurde, weil das Kind nach dem Tod der Mutter ohne Vertretung war, so fiel diese Massnahme von Gesetzes wegen mit der Übertragung der elterlichen Sorge an den Vater dahin, d.h. musste nicht noch speziell aufgehoben werden. Diente die 392 der Vermeidung einer Interessenkollision, so ist sie aufzuheben, und zwar durch jene Behörde, welche sie heute noch führt. Ist nach dem Wohnsitzwechsel die 392 nicht übertragen worden (Übergabeverfügung der VB C. und Übernahmeverfügung der VB Z.), so ist demnach C. zuständig. Fiel die Massnahme durch die Übertragung der elterlichen Sorge an den Vater dahin, muss die VB C. wenigstens den Rechenschaftsbericht einfordern und die Mandatsentschädigung fixieren.
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